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Google Street View

Der Rat der Stadt Braunschweig möge beschließen:

1. „Braunschweig schützt die Privatsphäre der Einwohnerinnen und Einwohner.

Die Stadt Braunschweig steht dem Projekt „Google Street View“ aufgrund 
datenschutzrechtlicher Bedenken kritisch gegenüber. Durch die Veröffentlichung der 
Bilder von öffentlichen Plätzen, Straßen, privaten Häusern und Gärten fühlen sich viele 
Bürgerinnen und Bürger in ihrer Privatsphäre verletzt. Diesen empfiehlt die Stadt 
Braunschweig, Widerspruch gegen die Veröffentlichung von Aufnahmen der eigenen 
Personen, von eigenen Kraftfahrzeugen, selbst bewohnten oder genutzten Gebäuden 
und von Grundstückseigentum zu erheben.

2. Um dieses umzusetzen, informiert die Verwaltung die Bürger der Stadt Braunschweig in 
geeigneter Form über das Projekt ‚Google Street View‘ und stellt Musterschreiben für einen 
Widerspruch gegen die Veröffentlichung von Aufnahmen der eigenen Person, von eigenen 
Kraftfahrzeugen, selbst bewohnten oder genutzten Gebäuden und von 
Grundstückseigentum zur Verfügung.“

F.d.R.

gez. Daniel Kreßner Juliane Lehmann
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